
 

 

 

 

 

 

 

Amtliche Bekanntmachungen 
Nr. 03/2015 

 

 

 

Pädagogische Hochschule Weingarten 

11. März 2015 

 

 

 

 Erste Änderungssatzung der Allgemeinen Gebührensatzung über die Festsetzung 
der Gebühren für öffentliche Leistungen vom 10. März 2015 

 

 Gemeinsame Satzung der Pädagogischen Hochschulen Baden-Württembergs 
über die Eignungsprüfung für beruflich Qualifizierte gemäß § 58 Abs. 2 Nr. 6 und 
Abs. 3 LHG vom 10. März 2015 

 

 

 



Satzung 

der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

 

Az. 0541.1 10. März 2015 

 

Erste Änderungssatzung der 

Allgemeinen Gebührensatzung 

über die Festsetzung der Gebüh-

ren für öffentliche Leistungen 
 

vom 10. März 2015 

 

Aufgrund von § 2 Abs. 2 S. 1 des Landeshoch-

schulgebührengesetz (LHGebG) vom 1. Januar 

2005 (GBl. S. 1), neugefasst durch Art. 6 des Ge-

setzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99) hat der Se-

nat der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

gemäß § 19 Abs. 1 S. 2 Nr. 10 Landeshochschul-

gesetz (LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), 

neugefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. 

April  2014 (GBl, S. 99), im Umlaufverfahren am 

10. März 2015 die nachfolgende Änderungssat-

zung beschlossen. Der Rektor hat gemäß § 2 Abs. 

2 S. 2 LHGebG am 10. März 2015 seine Zustim-

mung erteilt.  

 

 

Artikel 1 Änderung der Allgemeinen Gebühren-

satzung 

 

Die Allgemeine Gebührensatzung der Pädagogi-

schen Hochschule Weingarten über die Festset-

zung der Gebühren für öffentliche Leistungen vom 

6. Mai 2011 wird wie folgt geändert: 

 

Die Anlage zu § 1 Abs. 3 der Allgemeinen Gebüh-

rensatzung wird gestrichen und durch die Anlage 

auf Seite 2f ersetzt: 

 

 

Artikel 2 Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt mit ihrer Bekanntma-

chung am 11. März 2015 in Kraft. 

 

 

Weingarten, 10. März 2015  

 

gez. 

Prof. Dr. Werner Knapp 

Rektor 
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Anlage  

(zu § 1 Abs. 3) 

 

Verzeichnis der gebührenpflichtigen Tatbestände und Höhe der Gebühren 

 

Nr.  Tatbestand Gebühr in 

Euro 

   

1 Allgemeine Gebühren  

1.1 Allgemeine Verwaltungsgebühr 

Für eine Leistung, für die weder ein Gebührentatbestand noch Ge-

bührenbefreiung vorgesehen ist, kann im Einzelfall eine Gebühr bis 

zu 10.000 Euro erhoben werden, 

§ 2 Abs. 4 LHGebG 

  1-10.000 

   

2 Verfahrensgebühren, förmliche Rechtsbehelfe im Verwaltungs-

verfahren (insbesondere Widerspruch) 

 

   

2.1 Zurückweisung des Rechtsbehelfs 60 

   

3 Beglaubigungen  

   

3.1 Beglaubigungen von Unterschriften, Handzeichen und Siegeln 2 

   

3.2 Je Beglaubigung von Abschriften, Fotokopien und dergleichen  

   

3.2.1 die die Hochschule selbst ausgestellt hat, je Urkunde 2 

   

3.2.2 in anderen Fällen für jede angefangene Seite 2,50 

   

4 Schreibgebühren und Ablichtungen  

   

4.1 für Schriftstücke in tabellarischer Form, Verzeichnisse, Listen, Rech-

nungen, Zeichnungen und dergleichen wird die Schreibgebühr nach 

dem Zeitaufwand berechnet, der zur Herstellung benötigt wird. Sie 

beträgt für jede angefangene Viertelstunde  

10 

   

4.2 Für Fotokopien und Ausdrucke elektronischer Dokumente werden 

erhoben: 

 

   

4.2.1 bei einem Format bis zu DIN A4   

 für die erste Seite 1 

 für jede weitere Seite 0,75 

   

4.2.2 bei einem größeren Format  

 für die erste Seite 1,50 

 für jede weitere Seite 1,25 
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5  Ausstellung von Bescheinigungen und Onlineservice-

Identitätsnachweisen 

 

   

5.1 Ersatzausstellung eines Gasthörerscheines 5 

   

5.2 Ersatzausstellung eines mobilen Datenträgers mit Ausweisfunktion 25 

   

5.3 Ausgabe eines Ersatz-Studienbuches 10 

   

5.4 Ersatzausstellung eines Zeugnisses (Diplom, Bachelor- bzw. Mas-

terurkunde)  

20 

 

   

5.5 Ausstellung einer zusätzlichen Studienbescheinigung oder eines 

Semesterblattes 

5 

   

5.6 Ausstellung einer speziellen Studienbescheinigung ohne Vordruck 10 

   

5.7 Ausstellung einer sonstigen Bescheinigung über Studieninhalte, 

Semesterwochenstunden, Klausurnoten und dergleichen für ehema-

lige Studierende 

10 

   

   

6 Eignungsprüfungen  

   

6.1 Eignungsprüfung für beruflich Qualifizierte gemäß § 58 Abs. 2 Nr. 6 

LHG 

200 

   

6.2 Deltaprüfung gemäß § 58 Abs. 2 Nr. 4 LHG 200 

   

7 Verspätungsgebühren  

   

7.1 Verspätete Einschreibung / Rückmeldung 10 

   

7.2 Verspätete Vorlage von erforderlichen Unterlagen/Nachweisen 10 

   

7.3 Rücknahme der Exmatrikulation 10 



Satzung 

der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

 

Az. 7611.55 10. März 2015 

 

Gemeinsame Satzung der        

Pädagogischen Hochschulen   

Baden-Württembergs über die 

Eignungsprüfung für beruflich 

Qualifizierte gemäß § 58 Abs. 2 

Nr. 6 und Abs. 3 LHG 

 
vom 10. März 2015 

 

Aufgrund von § 58 Abs. 2 Nr. 6 und Abs. 3 des 

Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 1. Januar 

2005 (GBl. S. 1), neugefasst durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 1. April  2014 (GBl, S. 99), hat der 

Senat der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

gemäß § 19 Abs. 1 S. 2 Nr. 10 Landeshochschul-

gesetz (LHG) im Umlaufverfahren am 10. März 

2015 die nachfolgende Satzung beschlossen. 

 

 

§ 1 Anwendungsbereich und Zweck der Eig-

nungsprüfung 

 

(1) Diese Satzung regelt die Einzelheiten der Eig-

nungsprüfung für beruflich Qualifizierte an den 

Pädagogischen Hochschulen. Die aufgrund einer 

beruflichen Qualifikation erfolgreich abgelegte 

Eignungsprüfung berechtigt zu einem Studium 

eines der Berufsausbildung und der Berufserfah-

rung fachlich entsprechenden Studiengangs (§ 58 

Abs. 2 Nr. 6 LHG). 

 

(2) Die Eignungsprüfung dient der Feststellung, ob 

die Studienbewerberin oder der Studienbewerber 

aufgrund ihrer bzw. seiner Persönlichkeit, Vor-

kenntnisse, geistigen Fähigkeiten und Motivation 

für das Studium in dem angestrebten Studiengang 

geeignet ist. 

 

(3) Die Eignungsprüfung setzt sich aus einem 

schriftlichen Prüfungsteil (§ 8) und einem mündli-

chen Prüfungsteil (§ 9) zusammen. 

 

(4) Die an einer Pädagogischen Hochschule abge-

legte Eignungsprüfung gilt auch an den anderen 

Pädagogischen Hochschulen (§ 58 Abs. 4 Satz 5 

u. 4 LHG). 

 

(5) Jede Pädagogische Hochschule legt jeweils 

fest, welche Studiengänge sie ggf. nicht der ge-

meinsamen Eignungsprüfung unterstellen will. 

 

 

§ 2 Prüfungsbehörde, Durchführung, Ort und 

Zeitpunkt der Prüfung 

 

(1) Prüfungsbehörde ist die Pädagogische Hoch-

schule. 

(2) Die Eignungsprüfung wird von der Prüfungsbe-

hörde vorbereitet und durchgeführt. Sie trifft alle 

Entscheidungen in Prüfungsangelegenheiten, so-

weit nicht in dieser Satzung abweichende Zustän-

digkeiten vorgesehen sind. 

 

(3) Die Eignungsprüfung wird einmal jährlich 

durchgeführt. Die Hochschulen können vereinba-

ren, dass eine Hochschule mit Wirkung für alle an 

der Vereinbarung beteiligten Hochschulen die Eig-

nungsprüfung abnimmt. 

 

(4) Ort und Zeitpunkt der Prüfung werden von der 

Prüfungsbehörde festgesetzt und den zugelasse-

nen Bewerberinnen oder Bewerbern schriftlich 

mitgeteilt. 

 

 

§ 3 Zulassungsvoraussetzungen 

 

(1) Voraussetzungen für die Zulassung zur Eig-

nungsprüfung sind: 

1. eine mindestens zweijährige, dem angestreb-

ten Studiengang fachlich entsprechende, ab-

geschlossene Berufsausbildung, 

2. eine an die Berufsausbildung anschließende 

Berufserfahrung von in der Regel zwei Jahren 

in einem dem angestrebten Studiengang fach-

lich entsprechenden Bereich sowie 

3. ein Beratungsgespräch an einer Hochschule 

nach § 2 Abs. 2 LHG. 

 

(2) In besonders begründeten Einzelfällen kann 

abweichend von Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 auch beim 

Nachweis einer mehrjährigen herausgehobenen 

oder inhaltlich besonders anspruchsvollen Tätig-

keit zur Eignungsprüfung für ein Studium in einem 
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dieser Tätigkeit fachlich entsprechenden Studien-

gang zugelassen werden. 

 

(3) Auf die Berufserfahrung nach Abs. 1 Nr. 2 wird 

Familienarbeit mit selbstständiger Führung eines 

Haushalts und Verantwortung für mindestens eine 

erziehungs- oder pflegebedürftige Person bei fach-

licher Entsprechung mit bis zu einem Jahr ange-

rechnet. 

 

(4) Über die Teilnahme an dem Beratungsge-

spräch nach Abs. 1 Nr. 3 wird eine schriftliche 

Bescheinigung ausgestellt; die Bescheinigung von 

anderen baden-württembergischen Hochschulen 

wird anerkannt. 

 

 

§ 4 Fachliche Entsprechung 

 

(1) Eine fachliche Entsprechung von Berufsausbil-

dung, Berufserfahrung und gewähltem Studien-

gang im Sinne von § 3 Abs. 1 liegt vor, wenn die 

wesentlichen Inhalte der Berufsausbildung und der 

Berufserfahrung der inhaltlichen Ausrichtung des 

gewählten Studiengangs zugeordnet werden kön-

nen. 

 

(2) Für das Studium des Lehramts an Werkreal-

schulen, Hauptschulen und Realschulen sowie für 

das lehramtsbezogene Bachelorstudium Sekun-

darstufe I sind auf Grund der maßgebenden Stu-

dien und Prüfungsordnungen aus einer größeren 

Zahl zulässiger Fächer für das Studium mehrere 

Fächer auszuwählen (Teilstudiengänge), die fach-

liche Entsprechung nach Abs. 1 muss für jedes 

ausgewählte Fach bestehen. Dabei können 

Schwerpunkte berücksichtigt werden. 

 

(3) Über das Vorliegen der fachlichen Entspre-

chung entscheidet die Prüfungsbehörde; sie kann 

die Hochschule, an der die Studienbewerberin 

oder der Studienbewerber das Studium anstrebt, 

beratend hinzuziehen. 

 

(4) Die Einzelheiten zu der fachlichen Entspre-

chung gemäß Abs. 1 sind in der Anlage 1 geregelt, 

die Teil dieser Satzung ist. 

 

 

§ 5 Zulassungsantrag 

 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Eignungsprüfung 

einschließlich aller erforderlichen Unterlagen ist für 

eine Bewerbung zum folgenden Wintersemester 

bis spätestens 31. Januar eines Jahres unter An-

gabe des angestrebten Studiengangs an die 

Hochschule zu richten, die die Eignungsprüfung 

durchführt. 

 

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Eignungsprü-

fung sind beizufügen: 

1. Nachweis der beruflichen Qualifikation durch 

eine mindestens zweijährige dem angestreb-

ten Studiengang fachlich entsprechende Be-

rufsausbildung, 

2. Nachweis über eine in der Regel zweijährige 

Berufserfahrung in einem dem angestrebten 

Studiengang fachlich entsprechenden Bereich, 

3. ggf. Nachweis über eine Tätigkeit gemäß § 3 

Abs. 2, 

4. ggf. ein Antrag auf Anrechnung von Kinderer-

ziehung oder Pflegetätigkeit mit Belegen ge-

mäß § 3 Abs. 3, 

5. schriftlicher Nachweis über ein Beratungsge-

spräch an einer Hochschule nach § 2 Abs. 2 

LHG, 

6. ein tabellarischer Lebenslauf mit Angaben 

über die bisherige schulische Ausbildung, den 

beruflichen Werdegang und die ausgeübte Be-

rufstätigkeit und 

7. eine Erklärung darüber, ob und mit welchem 

Erfolg bisher an einer Prüfung nach dieser 

Satzung oder an einer entsprechenden Prü-

fung in der Bundesrepublik Deutschland teil-

genommen oder ob um Zulassung zu einer 

solchen Prüfung nachgesucht wurde. 

 

 

§ 6 Zulassung zur Eignungsprüfung 

 

(1) Die Zulassung zur Eignungsprüfung ist zu ver-

sagen, wenn: 

a. die Voraussetzungen nach § 3 nicht vorliegen 

oder nicht rechtzeitig nachgewiesen werden, 

b. die Unterlagen nach § 5 Abs. 2 nicht rechtzei-

tig vorgelegt werden, 

c. bereits zweimal erfolglos an einer Prüfung 

nach dieser Satzung oder an einer entspre-

chenden Prüfung in der Bundesrepublik 

Deutschland teilgenommen wurde oder 

d. bereits erfolgreich an einer Prüfung nach die-

ser Satzung oder an einer entsprechenden 

Prüfung in der Bundesrepublik Deutschland 

teilgenommen wurde. 

 

(2) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die 

Prüfungsbehörde. Eine Ablehnung ist schriftlich zu 

begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu 

versehen. 
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§ 7 Verfahren, Prüfer oder Prüferinnen, Prü-

fungsausschüsse 

 

(1) Die Eignungsprüfung besteht aus einer schrift-

lichen Prüfung nach Maßgabe des § 8 und einer 

mündlichen Prüfung nach Maßgabe des § 9 und 

umfasst sowohl allgemeine als auch fachspezifi-

sche Prüfungsanteile. 

 

(2) Bei der Eignungsprüfung mitzuführen ist ein 

gültiger amtlicher Ausweis, der ein Lichtbild des 

Inhabers enthält und mit dem die Pass- und Aus-

weispflicht im Inland erfüllt wird, insbesondere ein 

inländischer oder nach ausländerrechtlichen Best-

immungen anerkannter oder zugelassener Pass, 

Personalausweis oder Pass- oder Ausweisersatz; 

dieser ist auf Verlangen vorzuzeigen. 

 

(3) Die Prüfungsbehörde bestellt die Prüferinnen 

oder Prüfer für die schriftliche Prüfung; sie bildet 

die erforderlichen Prüfungsausschüsse für die 

mündliche Prüfung und bestellt deren Mitglieder. 

 

(4) Zu Prüferinnen oder Prüfern und zu Mitgliedern 

der Prüfungsausschüsse werden hauptamtlich 

Lehrende der Pädagogischen Hochschulen sowie 

Personen bestellt, die die Befähigung für das 

Lehramt an Grund- und Hauptschulen, Realschu-

len, Sonderschulen, Gymnasien oder eine ver-

gleichbare Lehramtsbefähigung besitzen. 

 

 

§ 8 Schriftliche Prüfung 

 

(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich auf 

1. eine Aufsichtsarbeit im Fach Deutsch (Auf-

satz); 

2. eine Aufsichtsarbeit im Fach Englisch (Text-

verständnisaufgaben und Textproduktion in 

englischer Sprache); 

3. als fachspezifische Prüfung eine Aufsichtsar-

beit aus der Fächergruppe der gesellschafts-

wissenschaftlichen Studiengänge. 

 

(2) Die Prüfungsaufgaben nach Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

und 2 können einen Bezug zum gewählten Studi-

engang haben. Die Bearbeitungszeit beträgt pro 

Aufsichtsarbeit 120 Minuten; die Bearbeitungszeit 

für die fachspezifische Aufsichtsarbeit nach Abs. 1 

Nr. 3 beträgt zwischen 120 und 180 Minuten. 

(3) Über jede schriftliche Aufsichtsarbeit ist ein 

Protokoll zu fertigen, das von der Leiterin oder 

dem Leiter der Prüfung und den Aufsicht führen-

den Personen zu unterschreiben ist. In dem Proto-

koll sind insbesondere die Prüfungszeit, der Name 

der Leiterin oder des Leiters der Prüfung, die Na-

men der Aufsicht führenden Personen und beson-

dere Vorkommnisse festzuhalten. 

 

(4) Jede schriftliche Arbeit wird von zwei Prüferin-

nen oder Prüfern unabhängig voneinander begut-

achtet und gemäß § 12 bewertet. Die Noten für die 

einzelnen Arbeiten ergeben sich jeweils aus dem 

auf zwei Dezimalstellen ausgewiesenen arithmeti-

schen Mittel der Notenvorschläge der beiden Prü-

ferinnen oder Prüfer. Wird eine Arbeit nicht abge-

geben, so erteilt die Prüfungsbehörde die Note 

„ungenügend“. Die Ergebnisse der einzelnen Auf-

sichtsarbeiten werden den Bewerberinnen oder 

Bewerbern mit der Entscheidung über die Zulas-

sung zur mündlichen Prüfung (§ 9 Abs. 2) mitge-

teilt. 

 

 

§ 9 Mündliche Prüfung 

 

(1) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf all-

gemeine Kenntnisse der Bewerberinnen oder Be-

werber zu kulturellen, politischen, gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Themen. Sie bietet au-

ßerdem die Möglichkeit zur Überprüfung der 

schriftlichen Noten. Die in der beruflichen Praxis 

erworbenen und für den angestrebten Studiengang 

verwertbaren Erfahrungen und Fähigkeiten sind 

angemessen zu berücksichtigen. Die Prüfung kann 

auch praktische Teile enthalten. 

 

(2) Zur mündlichen Prüfung wird nur zugelassen, 

wer in den schriftlichen Prüfungsfächern einen 

Durchschnitt von 4,0 oder besser erreicht hat. Da-

bei ist in mindestens zwei Fächern die Note 4,0 

oder besser zu erreichen und es darf in höchstens 

einem Fach eine Note zwischen 4,0 und nicht 

schlechter als 4,5 erreicht werden. Die Nichtzulas-

sung zur mündlichen Prüfung gilt als Nichtbeste-

hen der Prüfung. Die Entscheidung trifft der Prü-

fungsausschuss. 

 

(3) Die Prüfung dauert je Prüfling in der Regel 30 

Minuten. Bis zu drei Prüflinge können gemeinsam 

geprüft werden. 

 

(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus zwei Mit-

gliedern. Die Prüfungsbehörde überträgt einem der 

beiden Mitglieder die Leitung der mündlichen Prü-

fung. 

 

(5) Die Note ergibt sich aus dem auf zwei Dezi-

malstellen errechneten arithmetischen Mittel der 
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Bewertungen der beiden Prüferinnen oder Prüfer. 

Auf Verlangen wird im Anschluss an die mündliche 

Prüfung die festgesetzte Note mit einer Erläute-

rung der tragenden Gründe der Bewertung eröff-

net. 

 

 

§ 10 Niederschriften 

 

(1) Über die schriftliche und die mündliche Prüfung 

ist eine Niederschrift anzufertigen. 

 

(2) Die Niederschrift über die schriftliche Prüfung 

muss Beginn und Ende und alle wesentlichen Vor-

gänge aufführen. In die Niederschrift über die 

mündliche Prüfung sind darüber hinaus aufzuneh-

men: 

1. Tag und Ort der Prüfung, 

2. die Besetzung des Prüfungsausschusses, 

3. der Name der Bewerberin oder des Bewer-

bers, 

4. die erzielten Noten, 

5. besondere Vorkommnisse. 

 

(3) Die Niederschrift über die schriftliche Prüfung 

ist vom Aufsichtführenden, die Niederschrift über 

die mündliche Prüfung ist von den Mitgliedern des 

Prüfungsausschusses unmittelbar im Anschluss an 

jede Prüfung zu unterzeichnen. 

 

 

§ 11 Nachteilsausgleich 

Macht eine Bewerberin oder ein Bewerber glaub-

haft, dass sie bzw. er wegen einer chronischen 

Krankheit oder einer Behinderung nicht in der Lage 

ist, die Prüfungen ganz oder teilweise in der vor-

gesehenen Form abzulegen, kann der Prüfungs-

ausschuss gleichwertige Prüfungen in bedarfsge-

rechter Form gestatten. Der Antrag auf Nachteil-

sausgleich ist mit dem Antrag auf Zulassung zur 

Eignungsprüfung zu stellen. 

 

 

§ 12 Prüfungsergebnis, Prüfungsgesamtnote 

(1) Die Prüfungsleistungen der schriftlichen und 

mündlichen Prüfung sind mit folgenden Noten zu 

bewerten: 

 sehr gut (1) = eine Leistung, die den Anforde-

rungen in besonderem Maße entspricht; 

 gut (2) = eine Leistung, die den Anforderungen 

voll entspricht; 

 befriedigend (3) = eine Leistung, die im allge-

meinen den Anforderungen entspricht; 

 ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar 

Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anfor-

derungen entspricht; 

 mangelhaft (5) = eine Leistung, die den Anfor-

derungen nicht entspricht, jedoch erkennen 

lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse 

vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 

Zeit behoben werden können; 

 ungenügend (6) = eine Leistung, die den An-

forderungen nicht entspricht, und bei der selbst 

die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass 

die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben 

werden können. 

 

(2) Zwischennoten (halbe Noten) können erteilt 

werden. Dabei sind folgende Bezeichnungen zu 

verwenden: 

 sehr gut bis gut, 

 gut bis befriedigend, 

 befriedigend bis ausreichend, 

 ausreichend bis mangelhaft, 

 mangelhaft bis ungenügend. 

 

(3) Bei der Bildung der Note aus dem arithmeti-

schen Mittel gemäß § 8 Abs. 5 und 9 Abs. 5 sowie 

bei der Bildung der Gesamtnote gemäß Abs. 5 

sind die Noten wie folgt: 

 1,00 bis 1,24 ergibt die Note „sehr gut“ (1) 

 1,25 bis 1,74 ergibt die Note „sehr gut bis gut“ 

(1-2) 

 1,75 bis 2,24 ergibt die Note „gut“ (2) 

 2,25 bis 2,74 ergibt die Note „gut bis befriedi-

gend“ (2-3) 

 2,75 bis 3,24 ergibt die Note „befriedigend“ (3) 

 3,25 bis 3,74 ergibt die Note „befriedigend bis 

ausreichend“ (3-4) 

 3,75 bis 4,00 ergibt die Note „ausreichend“ (4) 

 von 4,01 bis 4,74 „ausreichend bis mangelhaft“ 

(4-5) 

 von 4,75 bis 5,24 „mangelhaft“ (5) 

 von 5,25 bis 5,74 „mangelhaft bis ungenü-

gend“ (5-6) 

 ab 5,75 bis 6,00 „ungenügend“ (6). 

 

(4) Bei allen Prüfungsleistungen werden neben 

den fachlichen Anforderungen auch die Beherr-

schung der deutschen Sprache und die Gewandt-

heit des sprachlichen Ausdrucks in die Bewertung 

einbezogen. 

(5) Die Prüfungsbehörde setzt die Gesamtnote 

fest. Diese wird in der Weise errechnet, dass die 

auf zwei Dezimalstellen ausgewiesenen Noten der 

schriftlichen Prüfung doppelt und die auf zwei De-

zimalstellen ausgewiesene Note der mündlichen 

Prüfung einfach gezählt werden und die Summe 
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durch sieben geteilt wird; das Ergebnis ist auf zwei 

Dezimalstellen abbrechend zu errechnen. 

 

(6) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn entwe-

der: 

1. die Gesamtnote schlechter als 4,00 ist oder 

2. die mündliche Prüfung nicht mindestens mit 

der Note 4,00 bewertet wurde oder 

3. in den schriftlichen Prüfungsfächern ein 

Durchschnitt von 4,00 gemäß § 9 Abs. 2 nicht 

erreicht wurde. 

 

(7) Mit Bestehen der Eignungsprüfung wird eine 

studiengangbezogene Studienberechtigung erteilt. 

Sie gilt unbefristet. 

 

 

§ 13 Gegenseitige Anerkennung der Eignungs-

prüfung 

 

Die Eignungsprüfung anderer baden-württem-

bergischer Hochschulen in der gleichen Fächer-

gruppe wird anerkannt. Gleiches gilt für entspre-

chende Prüfungen anderer Bundesländer, die von 

Hochschulen im Sinne des § 1 LHG oder anderen 

staatlichen Stellen abgenommen wurden. 

 

 

§ 14 Rücktritt von der Prüfung, Unterbrechung 

 

(1) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn je-

mand nach Zulassung ohne Genehmigung der 

Prüfungsbehörde von der Prüfung zurücktritt oder 

diese ohne Genehmigung nicht zu Ende führt. 

Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleis-

tung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei-

tungszeit erbracht wird, es sei denn, die Bewerbe-

rin oder der Bewerber hat die Fristüberschreitung 

nicht zu vertreten. 

 

(2) Wird der Rücktritt genehmigt, so gilt die Prü-

fung als nicht unternommen. Die Genehmigung 

wird nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, 

der unverzüglich geltend zu machen ist, insbeson-

dere im Falle einer Erkrankung, erteilt. Die Prü-

fungsbehörde kann die Vorlage geeigneter Nach-

weise, insbesondere ärztlicher Bescheinigungen, 

verlangen. 

 

(3) Wer sich in Kenntnis oder in fahrlässiger Un-

kenntnis eines wichtigen Hinderungsgrundes der 

Prüfung unterzogen hat, kann für einen nachträgli-

chen Rücktritt wegen dieses Grundes keine Ge-

nehmigung erhalten. 

 

(4) Wer der mündlichen Prüfung mit Genehmigung 

der Prüfungsbehörde nach Abschluss der schriftli-

chen Prüfung fernbleibt, kann diese spätestens im 

übernächsten Prüfungstermin nachholen; danach 

gilt die Prüfung als nicht unternommen. 

 

(5) Mit der Zulassung zur Prüfung ist auf diese 

Regelungen hinzuweisen. 

 

 

§ 15 Täuschung, Ordnungsverstoß 

 

(1) Versucht die Bewerberin oder der Bewerber, 

das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täu-

schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-

mittel zu beeinflussen, so fertigt der Aufsichtsfüh-

rende hierüber einen Vermerk an. Dies gilt auch 

für den Fall, dass die Bewerberin oder der Bewer-

ber nach Ausgabe der Aufgabenstellung nicht zu-

gelassene Hilfsmittel mit sich führt oder einer an-

deren Bewerberin bzw. einem anderen Bewerber 

unerlaubt Hilfe leistet oder zu leisten versucht. Die 

Bewerberin oder der Bewerber kann unbeschadet 

der Regelung in Satz 1 und 2 die Prüfung fortset-

zen. Ihr bzw. ihm ist Gelegenheit zur Stellungnah-

me über das Vorkommnis zu geben. Stellt die Prü-

fungsbehörde einen Täuschungsversuch fest, gilt 

die betreffende Prüfungsleistung als mit „ungenü-

gend (6)“ bewertet. Entsprechendes gilt, wenn der 

Täuschungsversuch erst nach Abgabe der Prü-

fungsleistung bekannt wird. 

 

(2) Besteht der Verdacht auf Mitführung unzulässi-

ger Hilfsmittel, ist die Bewerberin oder der Bewer-

ber verpflichtet, an der Aufklärung mitzuwirken und 

die Hilfsmittel gegebenenfalls herauszugeben. 

Verweigert er die Mitwirkung oder die Herausgabe, 

wird entsprechend Abs. 1 verfahren. 

 

(3) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung 

stört, kann vom Aufsichtführenden Personal von 

der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen wer-

den. Über das Vorkommnis wird ein Vermerk an-

gefertigt. Der Bewerberin oder dem Bewerber ist 

Gelegenheit zur Stellungnahme über das Vor-

kommnis zu geben. Stellt die Prüfungsbehörde 

einen Ordnungsverstoß nach Satz 1 fest, gilt die 

betreffende Prüfungsleistung als mit „ungenügend“ 

(6,0) bewertet. 

 

(4) Für die mündliche Prüfung gelten die Absätze 

1, 2 und 3 entsprechend. 

 

(5) Vor Beginn der Prüfung ist auf diese Regelun-

gen hinzuweisen. 
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§ 16 Wiederholung der Prüfung 

 

Die Prüfung kann einmal wiederholt werden. In 

besonderen Härtefällen kann der Prüfungsaus-

schuss auf Antrag der Bewerberin oder des Be-

werbers eine zweite Wiederholung der Eignungs-

prüfung zulassen. Die Wiederholung einer bestan-

denen Prüfung ist ausgeschlossen. 

 

 

§ 17 Ungültigkeit der Prüfung 

 

(1) Stellt sich nachträglich heraus, dass die Vo-

raussetzungen des § 15 vorlagen, so kann die 

Prüfungsbehörde die ergangene Prüfungsent-

scheidung zurücknehmen und die Prüfung als 

nicht bestanden erklären oder die Gesamtnote 

zum Nachteil der Bewerberin oder des Bewerbers 

abändern. Das unrichtige Prüfungszeugnis ist ein-

zuziehen und gegebenenfalls ein neues zu ertei-

len. Die Rücknahme und die Abänderung sind 

ausgeschlossen, wenn seit Beendigung der Prü-

fung mehr als zwei Jahre vergangen sind. 

 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung 

zu der Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Bewer-

berin oder der Bewerber darüber täuschen wollte, 

und wird diese Tatsache erst nach der Aushändi-

gung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser 

Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. 

Hat die Bewerberin oder der Bewerber die Zulas-

sung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so kann die 

Prüfungsbehörde die Prüfung als nicht bestanden 

erklären. Abs. 1 S. 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

(3) Der Bewerberin oder dem Bewerber ist vor 

einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu 

geben. 

 

 

§ 18 Einsichtnahme 

 

Innerhalb eines Monats nach Abschluss der Prü-

fung ist auf schriftlichen Antrag an die Vorsitzende 

oder den Vorsitzenden der jeweiligen Prüfungs-

kommission in angemessener Frist Einsicht in die 

betreffenden 

Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die oder der 

Vorsitzende der Prüfungskommission bestimmt Ort 

und Zeit der Einsichtnahme. Die Prüfungsunterla-

gen sind mindestens 5 Jahre aufzubewahren. 

 

 

 

 

§ 19 Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Februar 2015 in Kraft. 

Sie findet erstmals für die Bewerbung zum Winter-

semester 2015/16 Anwendung. 

 

(2) Für die Eignungsprüfung für die Bewerbung 

zum Wintersemester 2015/16 gilt § 5 Abs. 1 mit 

der Maßgabe, dass der Antrag auf Zulassung zur 

Prüfung bis zum 31. März 2015 gestellt werden 

muss. 

 

(3) Die durchführende Hochschule ist gemäß § 2 

Abs. 3 für den Prüfungstermin 2015 die Pädagogi-

sche Hochschule Heidelberg. Die Eignungsprüfung 

wird aufgrund Vereinbarung gemäß § 2 Abs. 3 

sodann in alphabetischer Reihenfolge jeweils von 

einer Pädagogischen Hochschule durchgeführt. 

 

 

Weingarten, 10. März 2015  

 

gez. 

Prof. Dr. Werner Knapp 

Rektor 
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Anlage 1 - Fachliche Entsprechung 

gemäß § 4 Absatz 1 
 

Die fachliche Entsprechung der Berufsausbildung 

und der Berufstätigkeit der Bewerberinnen und 

Bewerber muss sich in der Regel auf die folgenden 

Bereiche beziehen: 

 

1. Staatsexamen Lehramt an Grundschulen; 

Lehramtsbezogener Bachelor Grundschule  

 

Fachliche Entsprechung für den pädagogi-

schen / sozialen / pflegerischen Bereich 

 

Die geforderte fachliche Entsprechung liegt 

insbesondere vor, wenn die Berufsausbildung 

bzw. Berufstätigkeit in der folgenden Liste 

möglicher Berufsausbildungen genannt ist: 

 Altenpfleger/in (BFS) 

 Ergotherapeut/in 

 Erzieher/in (BFS) 

 Fachlehrer/in berufliche bzw. allgemeinbil-

dende Schulen und Sonderschulen (päd. 

Fachseminare) 

 Fachlehrer/in an Waldorfschulen 

 Förderlehrer/in (BFS) 

 Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 

(BFS) 

 Gymnastiklehrer/in (BFS) 

 Haus- und Familienpfleger/in (BFS) 

 Hebamme/Entbindungshelfer (BFS)) 

 Heilerziehungspfleger/in (BFS) 

 Kinderdorfmutter/-vater (BFS) 

 Kinderpfleger/in (BFS) 

 Klassenlehrer/in an Waldorfschulen 

 Lehrer/in – Tanz und tänzerische Gymnas-

tik (BFS) 

 Logopäde/Logopädin 

 Musiklehrer/in (BFS) 

 Physiotherapeut/in 

 Sozialassistent/in / Sozialhelfer/in (BFS) 

 Sozialpädagogischer Assistent/in (BFS) 

 Sportassistent/in (BFS) 

 Sportlehrer/in (BFS) 

 

 

2. Staatsexamen Lehramt an Werkrealschulen, 

Hauptschulen und Realschulen; Lehramtsbe-

zogener Bachelor Sekundarstufe I 

 

Fachliche Entsprechung für die beiden Fächer, 

die in dem angestrebten Studiengang gewählt 

werden sollen. 

Die zu wählenden Fächer ergeben sich aus § 

6 der Verordnung des Kultusministeriums über 

die Erste Staatsprüfung für das Lehramt an 

Werkrealschulen, Hauptschulen sowie Real-

schulen (WHRPO I) vom 20. Mai 2011. 

 

3. Staatsexamen Lehramt Sonderpädagogik; 

Lehramtsbezogener Bachelor Sonderpädago-

gik 

 

Fachliche Entsprechung für den pädagogi-

schen / sozialen / pflegerischen Bereich und 

für eine sonderpädagogische Ergänzung, die 

in dem angestrebten Studiengang gewählt 

werden soll. 

 

Die zu wählende Sonderpädagogische Fach-

richtungen ergeben sich aus § 8 Abs. 3 der 

Verordnung des Kultusministeriums über die 

Erste Staatsprüfung für das Lehramt Sonder-

pädagogik (SPO I) vom 20. Mai 2011. 

 

Die geforderte fachliche Entsprechung für den 

pädagogischen / sozialen / pflegerischen Be-

reich liegt insbesondere vor, wenn die Berufs-

ausbildung bzw. Berufstätigkeit in der folgen-

den Liste möglicher Berufsausbildungen ge-

nannt ist: 

 Altenpfleger/in (BFS) 

 Ergotherapeut/in 

 Erzieher/in (BFS) 

 Fachlehrer/in berufliche/allgemeinbildende 

Schulen und Sonderschulen (päd. Fach-

seminare) 

 Fachlehrer/in an Waldorfschulen 

 Förderlehrer/in (BFS) 

 Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 

(BFS) 

 Gymnastiklehrer/in (BFS) 

 Haus- und Familienpfleger/in (BFS) 

 Hebamme/Entbindungshelfer (BFS)) 

 Heilerziehungspfleger/in (BFS) 

 Kinderdorfmutter/-vater (BFS) 

 Kinderpfleger/in (BFS) 

 Klassenlehrer/in an Waldorfschulen 

 Lehrer/in – Tanz und tänzerische Gymnas-

tik (BFS) 

 Logopäde/in 

 Musiklehrer/in (BFS) 

 Physiotherapeut/in 

 Sozialassistent/in / Sozialhelfer/in (BFS) 

 Sozialpädagogische/r Assistent/in (BFS) 

 Sportassistent/in (BFS) 

 Sportlehrer/in (BFS) 
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4. Bachelor im Bereich Frühe Bildung und Erzie-

hung sowie im Bereich Bildungswissenschaf-

ten, im Bereich Erziehung 

 

Fachliche Entsprechung für den pädagogi-

schen Bereich. 

 

Die geforderte fachliche Entsprechung liegt 

insbesondere vor, wenn die Berufsausbildung 

bzw. Berufstätigkeit 

in der folgenden Liste möglicher Berufsausbil-

dungen genannt ist: 

 Erzieher/in (BFS) 

 Kinderdorfmutter/-vater (BFS) 

 Kinderpfleger/in (BFS) 

 Logopäde/Logopädin 

 Physiotherapeut/in 

 Ergotherapeut/in 

 Hebamme/Entbindungshelfer (BFS) 

 Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 

(BFS) 

 Medizinische/r Fachangestellte/r in Kin-

derarztpraxen 

 

 

5. Bachelor im Bereich Gesundheitspädagogik, 

Gesundheitsförderung 

 

Fachliche Entsprechung für den pädagogi-

schen / pflegerischen Bereich. 

 

Die geforderte fachliche Entsprechung liegt 

insbesondere vor, wenn die Berufsausbildung 

bzw. Berufstätigkeit in der folgenden Liste 

möglicher Berufsausbildungen genannt ist: 

 Erzieher/in 

 Kinderdorfmutter/-vater (BFS) 

 Kinderpfleger/in 

 Logopäde/Logopädin 

 Physiotherapeut/in 

 Ergotherapeut/in 

 Hebamme/Entbindungshelfer 

 Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in 

 Medizinische/r Fachangestellte/r in Kin-

derarztpraxen 

 Psychotherapeut/in 

 Krankenpfleger/in 

 Heilpraktiker/in 

 Krankengymnast/in 

 Ökotrophologe/in 

 Diätassistent/in 

 Sozialversicherungsangestellte/r 

 Altenpfleger/in 

 Hauswirtschafter/in 

 Fachlehrer/in 

 Heilpädagoge/in 

 Jugend - & Heimerzieher/in 

 Sozialpädagoge/in 

 Heilerziehungspfleger/in 

 Arzthelfer/in / Arztfachgehilfe/in 

 Orthopädiemechaniker/in und Bandagist/in 

 Medizinisch-technische Assistenz (MTA) 

 Chemisch-technische Assistenz (CTA) 

 Pharmazeutisch-technische Assistenz 

(PTA) 


